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Habilitationsordnung der Medizinischen Fakultät  
Charité -Universitätsmedizin Berlin 

(HabOMed) 
 

Der Fakultätsrat der Charité – Universitätsmedizin Berlin 
hat am 02.11.2009 gemäß §§ 9 Abs. 1 Nr. 1, 22 Abs. 3 
Berliner Universitätsmedizingesetz vom 05.12.2005 (GVBl. 
S. 739) i.V.m. § 71 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Gesetz über die Hoch-
schulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz – 
BerlHG) in der Fassung vom 13.02.2003 (GVBl. S. 82), 
zuletzt geändert durch Artikel XII des Gesetzes vom 
19.03.2009 (GVBl. S. 70), die folgende Habilitationsord-
nung erlassen *):  

 
*) Diese Ordnung ist von der für Hochschulen zuständigen Senats-
verwaltung am 02.12.2009 bestätigt worden. 
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§ 1 
Habilitation und Habilitationszweck 

 
Die Habilitation dient dem Nachweis der Befähigung, ein 
als Habilitationsfach zugelassenes Fachgebiet der Medi-
zin/Zahnmedizin in Forschung und Lehre selbständig zu 
vertreten. 
 
Als Habilitationsfach zugelassen gelten alle Gebiete der 
Medizin/Zahnmedizin in Forschung und Lehre, die an der 
Medizinischen Fakultät Charité - Universitätsmedizin Berlin 
wenigstens durch ein habilitiertes Mitglied vertreten sind.  
Habilitationsfächer können auch durch Beschluss des Fa-
kultätsrates festgestellt werden.  Die Feststellung kann 
anlässlich eines Habilitationsverfahrens erfolgen. 
Zuständig für alle Entscheidungen in Habilitationsangele-
genheiten ist der erweiterte Fakultätsrat im Sinne von § 70 
Abs. 5 Berliner Hochschulgesetz. 
 

§ 2 
Habilitationsleistungen 

 
Habilitationsleistungen bestehen aus (1) Vorlage einer 
Habilitationsschrift, (2) Vorlage von Nachweisen akademi-
scher Lehrtätigkeit, (3) einer Probelehrveranstaltung, 

(4) einem öffentlichen wissenschaftlichen Vortrag, (5) der 
Pflichtveröffentlichung und (6) der Antrittsvorlesung. 
Die Habilitationsschrift kann in englischer Sprache vorge-
legt werden. 

(1) Die Habilitationsschrift kann  

1. in Form einer umfassenden, wesentlich neue 
Erkenntnisse erbringenden Habilitations-
schrift (Monographie) in dem Habilitations-
fach, oder  

2. in Form einer kumulativen Habilitationsschrift 
vorgelegt werden. Diese stützt sich auf eige-
ne bereits publizierte Forschungsergebnisse, 
die in Form von Originalarbeiten in die Habili-
tationsschrift einbezogen sind. Die Original-
arbeiten, überwiegend in Erst- oder Letztau-
tor(inn)enschaft, sollen die Kreativität und 
breite wissenschaftliche Befähigung erken-
nen lassen. Die Originalarbeiten müssen in 
nationalen und internationalen Zeitschriften 
mit Begutachtungsverfahren veröffentlicht 
sein. Die Anteile des/der Habilitan-
den/Habilitandin an Gemeinschaftspublikati-
onen sind nachvollziehbar darzulegen. 

(2) Nachweise zur Befähigung zu akademischer Lehrtä-
tigkeit (Besuch eines hochschuldidaktischen Kurses, 
spezifizierte und quantitativ bewertbare Aufstellung 
der akademischen Lehrtätigkeit) sind vorzulegen. 
Weitere Einzelheiten regelt die Verfahrensordnung  
zur Habilitationsordnung. 

(3) Im Rahmen der Habilitationsleistungen ist eine Pro-
belehrveranstaltung zum Zweck der Erstellung eines 
didaktischen Gutachtens abzuhalten, in das auch 
eine Stellungnahme der Ausbildungskommission 
über die bisherige Lehrtätigkeit des Habilitanden/der 
Habilitandin im Bereich der Ausbildung einbezogen 
wird. 
Die Probelehrveranstaltung ist von dem Habilitan-
den/der Habilitandin im Einvernehmen mit dem/der 
von der Habilitationskommission benannten didakti-
schen Gutachter/in anzusetzen. Hierzu sind die Mit-
glieder der Ausbildungskommission einzuladen. Das 
Gutachten darf nicht von der/dem Dienstvorgesetz-
ten der Habilitandin/des Habilitanden erstellt wer-
den. Detaillierte Festlegungen dazu werden in der 
Verfahrensregelung geregelt. 

(4) Im Rahmen der Habilitationsleistungen ist ein frei 
gehaltener öffentlicher wissenschaftlicher Vortrag 
von ca. 15 Minuten mit anschließender wissen-
schaftlicher Aussprache vor dem Fakultätsrat zu hal-
ten. Es sind von dem Habilitanden/der Habilitandin 
drei Themen zur Auswahl einzureichen, die in en-
gem Zusammenhang mit dem wiss. Schwerpunkt 
des/der Habilitanden/in stehen sollen. Der / die Vor-
sitzende der Habilitationskommission wählt davon 
ein Thema für den öffentlichen wissenschaftlichen 
Vortrag aus und teilt es dem Habilitanden/ der Habi-
litandin mindestens zwei Wochen vor dem Vortrags-
termin mit.  
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(5) Pflichtveröffentlichung  
Der Habilitand/die Habilitandin ist verpflichtet, sei-
ne/ihre schriftliche Habilitationsleistung der wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit in angemessener Weise 
zugänglich zu machen, indem er/sie unentgeltlich 
Exemplare an die Medizinische Zentralbibliothek ab-
liefert. Näheres regelt die Verfahrensregelung zur 
Habilitationsordnung.  

(6) Die Antrittsvorlesung ist als Abschluss zu gestalten 
und sollte im Rahmen der Pflichtlehre gehalten wer-
den (siehe § 9). 

 
§ 3 

Zulassungsvoraussetzungen 
 
Voraussetzungen für die Zulassung zum Habilitationsver-
fahren sind 

(1) ein im Geltungsbereich des Grundgesetzes aner-
kanntes abgeschlossenes Hochschulstudium sowie 
die Berechtigung zur Führung eines Doktorgrades, 

(2) der Nachweis der Anerkennung als Fach-
arzt/Fachärztin bzw. als Zahnarzt/Zahnärztin, wenn 
die Habilitation für ein Fach mit Aufgaben in der 
Krankenversorgung beantragt wird, 

(3) die Anerkennung der Gleichwertigkeit von Prüfungs-
leistungen und akademischen Graden, die an Hoch-
schulen außerhalb des Geltungsbereiches des 
Hochschulrahmengesetzes erbracht bzw. erworben 
wurden, 

(4) der Nachweis einer ausreichenden Tätigkeit in der 
studentischen Ausbildung. Näheres regelt die Ver-
fahrensregelung zur Habilitationsordnung, 

(5) der Nachweis einer hochschuldidaktischen Weiter-
bildung nach der Promotion. Näheres regelt die Ver-
fahrensregelung zur Habilitationsordnung, 

(6) der Nachweis einer intensiven und erfolgreichen 
wissenschaftlichen Tätigkeit. Näheres regelt die Ver-
fahrensregelung zur Habilitationsordnung. 

 
§ 4 

Zulassungsverfahren 
 

(1) Begehrt ein Wissenschaftler/ eine Wissenschaftlerin 
die Eröffnung eines Habilitationsverfahrens, so 
nimmt er/sie Kontakt zum/zur zuständigen Habilitati-
onsbeauftragten seines/ihres Campus auf, der/die lt. 
§ 5 (2) vom Fakultätsrat benannt wurde. Er/Sie lässt 
sich beraten, ob die Habilitationsvorleistungen lt. § 3 
erfüllt sind und den Antrag zur Eröffnung eines Habi-
litationsverfahrens rechtfertigen.  

(2) Der Antrag auf Zulassung zum Habilitationsverfah-
ren ist unter Angabe des Faches, für das nach  § 1 
die Lehrbefähigung angestrebt wird, schriftlich an 
den Dekan/die Dekanin der Medizinischen Fakultät 
Charité - Universitätsmedizin Berlin  zu richten. Der 
Antrag und die Unterlagen sind im Dekanat einzu-
reichen. 

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 
a) Tabellarischer Lebenslauf mit wissenschaftli-

chem Werdegang;  

b) Zeugnis oder Urkunde des Hochschulab-
schlusses; 

c) Approbationsurkunde, wenn die Habilitation für 
ein Fach beantragt wird, in dem die ärztli-
che/zahnärztliche Approbation erforderlich ist; 

d) Urkunde der Promotion; 
e) gegebenenfalls Nachweise gemäß § 2 (2); 
f) Nachweis der durchgeführten akademischen 

Lehrveranstaltungen gemäß § 2 (2) und weite-
rer Tätigkeit in der studentischen Ausbildung 
entsprechend der Geschäftsordnung. 

g) Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an 
einer hochschuldidaktischen Weiterbildung 
nach der Promotion; 

h) Verzeichnis aller wissenschaftlichen Publikati-
onen und Vorträge einschließlich der Disserta-
tion gemäß § 2 (2); 

i) schriftliche Habilitationsleistungen gemäß § 2 
(1) in zwölf Exemplaren; 

j) maximal 10 der wichtigsten Originalarbeiten, 
im Falle der Einreichung einer Monographie 
gemäß § 2 (1.1) in Form 12 gebundener Ex-
emplare; 

k) eine Erklärung, die besagt,  
 dass weder früher noch gleichzeitig ein 

Habilitationsverfahren durchgeführt oder 
angemeldet wird bzw. wurde,  

 welchen Ausgang ein durchgeführtes Habi-
litationsverfahren hatte, 

 dass die vorgelegte Habilitationsschrift oh-
ne fremde Hilfe verfasst, die beschriebenen 
Ergebnisse selbst gewonnen sowie die ver-
wendeten Hilfsmittel, die Zusammenarbeit 
mit anderen Wissenschaft-
lern/Wissenschaftlerinnen und mit techni-
schen Hilfskräften sowie die verwendete Li-
teratur vollständig in der Habilitationsschrift 
angegeben wurden, 

 dass dem Bewerber/der Bewerberin die 
geltende Habilitationsordnung bekannt ist. 

l) Führungszeugnis 
m) Nachweis der Entrichtung einer Habilitations-

gebühr. Näheres regelt die Gebührensatzung. 

(4) Der Fakultätsrat soll innerhalb von zwei Monaten die 
Entscheidung über die Annahme oder die Ableh-
nung des Antrages auf Zulassung zum Habilitati-
onsverfahren treffen. Die Frist beginnt, wenn die Un-
terlagen gemäß § 4 (3) vollständig  dem Dekan / der  
Dekanin vorliegen. Ausnahmen gelten bei Vorgän-
gen, die in § 4 (6) geregelt sind. 

(5) Die Zulassung darf abgelehnt werden, wenn die in § 
3 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die 
mit dem Zulassungsantrag eingereichten Unterlagen 
nach § 4 (3) unvollständig sind und binnen einer 
Frist von sechs Monaten nach Aufforderung nicht 
ergänzt werden, der gemäß § 8 (6) festgelegte Zeit-
raum von zwei Jahren noch nicht abgelaufen ist 
oder bereits einmal schriftliche Habilitationsleistun-
gen des Antragstellers/ der Antragstellerin an einer 
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes abgelehnt wurden. 

(6) Von Anträgen auf Zulassung zum Habilitationsver-
fahren mit interdisziplinärer Themenstellung unter-
richtet der Dekan / die  Dekanin alle fachlich betrof-
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fenen Fachbereiche/Fakultäten der Humboldt-
Universität zu Berlin und der Freien Universität Ber-
lin und fordert eine Stellungnahme an. Er entschei-
det anschließend, ob das Verfahren an der Fakultät 
der Antragstellung durchgeführt werden soll. 

I. Ein Habilitand/eine Habilitandin kann beim De-
kan/bei der Dekanin beantragen, dass sein/ihr 
Habilitationsverfahren von mehreren fachlich be-
troffenen Fachbereichen/Fakultäten gemeinsam 
durchgeführt wird (interdisziplinäres Habilitati-
onsverfahren). Der Dekan/Die Dekanin unter-
richtet die weitere/n Fakultät/en bzw. Fachbe-
reich/e über den Antrag und führt die Entschei-
dung des Fachbereichs/Fakultätsrates bzw. der 
Fakultätsräte/Fachbereichsräte herbei, ob das 
Verfahren 

a) nur in einer Fakultät/Fachbereich oder 
b) durch eine gemeinsame Kommission der 
Fakultäten/Fachbereiche durchzuführen ist. 

Im Falle einer Nichteinigung der Fakultä-
ten/Fachbereiche entscheidet entsprechend § 7 
Nr. 4 Berliner Universitätsmedizingesetz der 
Medizinsenat gemeinsam mit dem zuständigen 
Gremium (Akademischer Senat) der anderen be-
teiligten Hochschule. 

II. Wird das Verfahren gem. I a) durchgeführt, so 
sind die anderen betroffenen Fakultäten zuvor 
anzuhören und in der Habilitationskommission  
angemessen zu beteiligen. 

III. Auch ohne entsprechenden Antrag gem. Abs. I. 
Satz 1 können der Fakultätsrat der Charité - Uni-
versitätsmedizin Berlin und der jeweils andere 
betroffene Fakultätsrat  beschließen, dass ein 
Habilitationsverfahren von mehreren Fakultä-
ten/Fachbereichen durchgeführt wird. Es ist 
dann Abs. 1. entsprechend anzuwenden. 

 
§ 5 

Habilitationskommission  
 
(1) Stimmt der Fakultätsrat dem Antrag auf Zulassung 

zum Habilitationsverfahren zu, so bestellt er an-
schließend die Habilitationskommission, die für die 
Habilitationsschrift Gutachten einholt.  

(2) Die Habilitationskommission wird geleitet von 
dem/der jeweiligen Habilitationsbeauftragten. 
Der/die Habilitationsbeauftragte wird für jeden Cam-
pus vom Fakultätsrat aus der Gruppe der Hoch-
schullehrer/Hochschullehrerinnen benannt. 

(3) Der Habilitationskommission gehören weiterhin an: 
mindestens 6 Professoren/Professorinnen. Die Ha-
bilitationskommission kann eine akademische  Mit-
arbeiterin oder einen akademischen Mitarbeiter und 
eine oder einen Studierende/n sowie weitere Fach-
leute zur Beratung hinzuziehen. Die Habilitationsan-
gelegenheiten werden in nicht öffentlicher Sitzung 
behandelt. 

(4) Die Mitglieder der Habilitationskommission unterlie-
gen der Amtsverschwiegenheit. Sofern die Mitglie-
der der Habilitationskommission nicht im öffentlichen 
Dienst beschäftigt sind, sind sie durch den Vorsit-
zenden/die Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu 
verpflichten. 

 

§ 6 
Habilitationsverfahren 

 

(1) Ein eröffnetes Habilitationsverfahren ist allen Hoch-
schullehrern/Hochschulehrerinnen der Charité – 
Universitätsmedizin Berlin in geeigneter Weise um-
gehend schriftlich bekannt zu machen. 

(2) Die/Der Habilitationsbeauftragte lädt den Kandida-
ten/die Kandidatin zur Sitzung der Habilitations-
kommission ein. An dieser Sitzung soll auch der/die 
Geschäftsführende Direktor/Direktorin der Einrich-
tung, zu der das Fachgebiet gehört und für das die 
Lehrbefähigung beantragt wird, (Fachvertre-
ter/Fachvertreterin) oder sein Stellvertreter/seine 
Stellvertreterin teilnehmen. 

(3) Die Habilitationskommission entscheidet nach Anhö-
rung des Kandidaten/der Kandidatin  und Stellung-
nahme des jeweiligen Fachvertreters/der jeweiligen 
Fachvertreterin durch Abstimmung über das weitere 
Verfahren (Annahme oder Ablehnung des Antrages, 
gegebenenfalls Vorschlag zur Eröffnung des Habili-
tationsverfahrens und zu den Gutach-
tern/Gutachterinnen). Ein ablehnendes Votum des 
Fachvertreters/der Fachvertreterin ist durch diesen 
schriftlich zu begründen.  

(4) Die Habilitationskommission bestellt für die Beurtei-
lung der schriftlichen Habilitationsleistung mindes-
tens 2 Gutachter/Gutachterinnen. Diese dürfen nicht 
zur Medizinischen Fakultät Charité – Universitäts-
medizin Berlin gehören und nicht Co-Autor/ Co-
Autorin der wissenschaftlichen Publikationen sein. 
Gutachter/Gutachterin darf ebenfalls nur sein, wer 
für das Fachgebiet wissenschaftlich ausgewiesen 
ist. Den Gutachtern/Gutachterinnen ist die Kenntnis 
der maßgeblichen Vorschriften dieser Habilitations-
ordnung und der aktuellen Verfahrensregelung zur 
Habilitationsordnung zu vermitteln. 

(5) Jedes Gutachten muss eine Gesamteinschätzung 
aller bei der Habilitation eingereichten Arbeiten ge-
ben und eine eindeutige Beurteilung, verbunden mit 
einer ausführlichen Begründung beinhalten. Die 
Gutachter bzw. Gutachterinnen müssen die Annah-
me, Rückgabe zur Beseitigung bestimmter Mängel 
oder die Ablehnung der schriftlichen Habilitations-
leistung empfehlen. 

(6) Die Gutachter/Gutachterinnen haben Bewertungen 
vorzunehmen, die der Habilitationskommission eine 
der in § 7 (3) a) -c) genannten Empfehlungen an 
den Fakultätsrat ermöglicht. Bei voneinander abwei-
chenden Bewertungen können weitere Gutach-
ter/Gutachterinnen bestellt werden. Die Habilitati-
onskommission trägt dafür Sorge, dass Gutachten 
vor Beginn der Auslegefrist anderen Gutach-
tern/Gutachterinnen nicht zur Kenntnis gelangen.  

(7) Die Gutachten sind unabhängig voneinander zu 
erstellen und sollen innerhalb von zwei Monaten der 
Habilitationskommission vorliegen. Andernfalls kann 
die Habilitationskommission eine Nachfrist setzen 
oder andere Gutachter/Gutachterinnen bestellen.  
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§ 7 
Entscheidung über die Habilitationsleistungen 

 

(1) Die Habilitationsleistungen gemäß § 2 (1) bis (3) 
sowie die Gutachten sind für 2 Wochen zur Ein-
sichtnahme durch die Mitglieder der Habilitations-
kommission und des Fakultätsrates sowie die Pro-
fessoren / Professorinnen und habilitierten Mitglie-
der der Medizinischen Fakultät Charité - Universi-
tätsmedizin Berlin im Büro des Dekanats auszule-
gen. Dies ist bekannt zu machen. Näheres regelt die 
Verfahrensordnung. 

(2) Einsprüche sind innerhalb einer Woche nach Ablauf 
der Auslegefrist schriftlich an den Vorsitzenden/die 
Vorsitzende der  Habilitationskommission einzurei-
chen. 

(3) Nach Ablauf der Auslege- und Einspruchsfrist emp-
fiehlt die Habilitationskommission dem Fakultätsrat 
aufgrund der Gutachten: 

a) die Annahme der schriftlichen Leistung als Habi-
litationsleistung oder 

b) die Ablehnung der schriftlichen Leistung als Ha-
bilitationsleistung oder 

c) die Rückgabe des Antrags zur Beseitigung be-
stimmter Mängel.  

 Die Empfehlung ist auf der Grundlage der Gutach-
teräußerungen bzw. der Einsprüche zu begründen, 
sie kann auch ein Minderheitenvotum beinhalten.  

(4) Nachdem der Fakultätsrat die schriftliche Habilitati-
onsleistung angenommen hat, wird der Bewer-
ber/die Bewerberin aufgefordert, drei Vortragsthe-
men gemäß § 2 (4) dem/der Vorsitzenden der Habi-
litationskommission einzureichen. Diese/r legt das 
Thema für den öffentlichen wissenschaftlichen Vor-
trag mit anschließender wissenschaftlicher Ausspra-
che vor dem Fakultätsrat fest.  

(5) Der Dekan/Die Dekanin oder ein/e von ihm/ihr be-
auftragte/r Vertreter/in bestimmt Termin und Ort des 
öffentlichen wissenschaftlichen Vortrags mit an-
schließender wissenschaftlicher Aussprache vor 
dem Fakultätsrat und lädt mit einer Frist von min-
destens zwei Wochen fakultätsöffentlich dazu ein. 
Der Vortrag und die Aussprache sollen in der Regel 
in deutscher Sprache stattfinden. 

(6) Der Vortrag und die wissenschaftliche Aussprache 
werden vom Dekan / von der  Dekanin oder einem / 
einer von ihm/ihr beauftragten Vertreter/in im Rah-
men einer Fakultätsratssitzung in Form eines Collo-
quiums geleitet. Näheres regelt die Verfahrensrege-
lung zur Habilitationsordnung. 

(7) Im Anschluss an Vortrag und Aussprache beschlie-
ßen die anwesenden Professoren/Professorinnen 
des gem. § 70 Abs. 5 Satz 1 BerlHG erweiterten Fa-
kultätsrats und die habilitierten Mitglieder des Fakul-
tätsrats, ob Vortrag und Aussprache den an eine 
Habilitationsleistung zu stellenden Anforderungen 
genügen und ob die Lehrbefähigung erteilt werden 
kann. 

(8) Der Beschluss des Fakultätsrates wird nach Würdi-
gung der wissenschaftlichen und didaktischen Leis-
tungen des Bewerbers/der Bewerberin in Forschung 
und Lehre durch den Dekan/die Dekanin oder eine/n 
von ihm/ihr beauftragte/n Vertreter/in mit der Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen der Profes-
soren/Professorinnen des gem. § 70 Abs. 5 Satz 1 
BerlHG erweiterten Fakultätsrats und der habilitier-
ten Mitglieder des Fakultätsrats gefasst. Stimment-
haltungen sind unzulässig. 

(9) Die Entscheidung über das Habilitationsverfahren 
soll innerhalb von zwölf Monaten nach Zulassung 
zum Verfahren getroffen werden. 

 
§ 8 

Rücknahme des Antrages, Wiederholung von  
Einzelleistungen und des gesamten Verfahrens, 

Abbruch des Verfahrens 
 
(1) Einem Antrag des Habilitanden/der Habilitandin auf 

Rücknahme des Habilitationsantrages (eröffnetes 
Verfahren) hat die Habilitationskommission zu ent-
sprechen, solange noch kein Gutachten über die 
schriftliche Habilitationsleistung angefordert ist und 
keine Probevorlesung stattgefunden hat. 

 
(2) Das Habilitationsverfahren ist abzubrechen, wenn 

a) eine vom Habilitanden/von der Habilitandin zu 
erbringende Habilitationsleistung ggf. auch als 
Wiederholung vom Fakultätsrat abgelehnt wird, 

b) der Habilitand/die Habilitandin eine der Habilita-
tionsleistungen nach § 2 nicht innerhalb der 
ihm/ihr gesetzten Frist erbringt, 

c) der Habilitand/die Habilitandin nach Anforderung 
der Gutachten oder nach der Probevorlesung 
auf eine Weiterführung des Habilitationsverfah-
rens verzichtet, 

d) der Habilitand/die Habilitandin versucht hat, im 
Habilitationsverfahren zu täuschen oder wenn 
er/sie falsche Angaben gemacht hat. 

(3) Im Zweifelsfall wird das Habilitationsverfahren bis 
zur Klärung der Beanstandungen ausgesetzt. Dem 
Habilitanden/der Habilitandin ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme vor dem Fakultätsrat zu geben. Ent-
sprechend entscheidet in Abs. 6 der Fakultätsrat, 
dass die Habilitationsschrift zurückzugeben ist (vgl. 
§ 71 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BerlHG).  

(4) Der Abbruch ist schriftlich zu begründen. Die Be-
gründung muss im Wortlaut vom erweiterten Fakul-
tätsrat beschlossen werden. Der Bescheid ist der 
Habilitandin/dem Habilitanden schriftlich und mit ei-
ner Rechtsmittelbelehrung zu übermitteln. 

(5) Können die vom Habilitanden/von der Habilitandin 
nachgewiesenen Leistungen in der studentischen 
Ausbildung nicht als habilitationsadäquate Leistung 
anerkannt werden, wird dem Habilitanden/der Habili-
tandin Gelegenheit gegeben, die geforderten didak-
tische Leistungen innerhalb von zwölf Monaten 
nachzuholen bzw. zu wiederholen. 

(6) Entscheidet der Fakultätsrat, dass die Habilitations-
schrift zurückzugeben ist, so setzt er im Benehmen 
mit dem Habilitanden/der Habilitandin eine ange-
messene Frist für die Neuvorlage der schriftlichen 
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Habilitationsleistung fest; die Frist kann aus wichti-
gem Grund auf Antrag des Bewerbers/der Bewerbe-
rin verlängert werden. 

(7) Hat der öffentliche wissenschaftliche Vortrag mit 
Aussprache nicht einer habilitationsadäquaten Vor-
tragsleistung entsprochen, entscheidet der Fakul-
tätsrat über die Möglichkeit eines Wiederholungs-
termins für einen neuen Vortrag mit Aussprache frü-
hestens nach sechs und spätestens nach zwölf Mo-
naten. 

(8) Wird das Habilitationsverfahren gem. § 8 (2) ab-
gebrochen, so kann die Zulassung zu einem neuen 
Habilitationsverfahren in der Fakultät frühestens 
nach zwei Jahren beantragt werden. Bereits er-
brachte und anerkannte didaktische Habilitations-
leistungen werden angerechnet. Diese Frist gilt auch 
für Bewerber / Bewerberinnen, deren Habilitations-
verfahren bei einer anderen wissenschaftlichen 
Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
abgebrochen worden war. 

 
§ 9 

Zuerkennung der Lehrbefähigung und  
Habilitationsurkunde 

 
(1) Nach erfolgreichem Abschluss des Habilitationsver-

fahrens verleiht der Dekan / die Dekanin bzw. einer / 
eine der Prodekane / Prodekaninnen die Lehrbefä-
higung durch Aushändigung der Habilitationsurkun-
de in der Antrittsvorlesung. Die Habilitation ist damit 
vollzogen.  

(2) Die Habilitationsurkunde wird in deutscher Sprache 
ausgestellt.  

(3) Die Habilitationsurkunde muss enthalten: 
 den Namen der Fakultät  
 den Namen des/der Habilitierten 
 das Geburtsdatum und den Geburtsort 
 die Zuerkennung der Lehrbefähigung für das 

Habilitationsfach 
 das Thema der Habilitationsschrift sowie des 

öffentlichen Vortrages 
 das Datum des Fakultätsratsbeschlusses 

gemäß § 7 Abs. 8, das zugleich Datum der 
Habilitation ist 

 den Namen und die Unterschrift des De-
kans/der Dekanin der Charité - Universitäts-
medizin Berlin / des Präsidenten/der Präsi-
dentin der Freien Universität Berlin und der 
Humboldt-Universität zu Berlin / Siegel.  

 
§ 10 

Rücknahme der Zulassung zur Habilitation 
 

(1)  Ergibt sich nach Eröffnung eines Habilitationsverfah-
rens und vor Aushändigung der Urkunde, dass der 
Bewerber/die Bewerberin eine Zulassungsvoraus-
setzung vorgetäuscht hat oder dass wesentliche Zu-
lassungsvoraussetzungen irrigerweise als gegeben 
angenommen worden sind, so muss der Fakultätsrat 
die Zulassung zur Habilitation widerrufen. Dasselbe 
gilt, wenn Tatsachen bekannt werden, die die Ent-
ziehung des Doktorgrades nach sich ziehen würden. 

(2) Ergibt sich nach Eröffnung eines Habilitationsverfah-
rens und vor Aushändigung der Urkunde, dass der 
Habilitand/die Habilitandin bei einer Habilitationsleis-
tung eine arglistige Täuschung begangen hat, so er-
klärt der Fakultätsrat alle erbrachten Habilitations-
leistungen für ungültig, und das Habilitationsverfah-
ren gilt als nicht erfolgreich beendet. 

(3) Wird nach Eröffnung eines Habilitationsverfahrens 
und vor Aushändigung der Urkunde ein staatsan-
waltliches Ermittlungsverfahren gegen den Habili-
tanden/die Habilitandin bekannt, so entscheidet der 
Fakultätsrat über ein Ruhen des Habilitationsverfah-
rens. Bestätigen sich später strafrechtliche Tatbe-
stände, die den Entzug des Doktorgrades nach den 
Vorschriften über die Führung akademischer Grade 
rechtfertigen würden, wird das Habilitationsverfah-
ren abgebrochen. 

(4) Vor einer Beschlussfassung nach den Absätzen (1) 
bis (3) ist der Betroffene/die Betroffene zu hören. 
Der Beschluss ist im Wortlaut vom Fakultätsrat zu 
beschließen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen. 

 
§ 11 

Änderung der Lehrbefähigung 
 
(1) Bereits Habilitierte können einen Antrag auf Ände-

rung (Erweiterung oder Umbenennung) des Fa-
ches/Fachgebietes ihrer Lehrbefähigung stellen. Die 
Zulassungsvoraussetzungen sind durch die Vorlage 
der Habilitationsurkunde erfüllt. In dem Antrag sind 
diejenigen Leistungen zu benennen, auf die sich der 
Änderungsantrag stützt. Soweit es sich um schriftli-
che Unterlagen handelt, sind diese einzureichen. 

(2) Der Fakultätsrat entscheidet unter Berücksichtigung 
der §§ 46 (6) und 70 (5) BerlHG, ob dem Antrag oh-
ne weiteres Verfahren entsprochen werden kann. 
Wird ein weiteres Verfahren für erforderlich gehal-
ten, so gelten die Vorschriften über die Durchfüh-
rung und den Abschluss von Habilitationsverfahren 
entsprechend. Im Änderungsverfahren darf eine 
Habilitationsschrift gemäß § 2 (1) nicht verlangt 
werden. 

 
§ 12 

Allgemeine Verfahrensregelungen 
 
(1) Für alle verfahrensmäßigen wie die Leistung wer-

tenden Entscheidungen im Habilitationsverfahren 
gelten die Vorschriften des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes vom 25.05.1976 in der jeweils gültigen 
Fassung in Verbindung mit dem Verwaltungsverfah-
rensgesetz Berlin vom 8.12.1976 in der jeweils gül-
tigen Fassung. 

(2) Der Dekan/die Dekanin ist verpflichtet, dafür Sorge 
zu tragen, dass das gesamte Verfahren von Stellung 
des Zulassungsantrages an in der Regel innerhalb 
von 12 Monaten abgeschlossen werden kann. Kann 
dies nicht innerhalb dieses Zeitraumes geschehen, 
so ist vom Fakultätsrat eine Fristverlängerung zu 
beschließen und dies dem Habilitanden/der Habili-
tandin mitzuteilen.  
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(3) Der Dekan/die Dekanin kann von allen Verfahrens-
beteiligten angerufen werden. 

(4) Alle verfahrenserheblichen Mitteilungen an den 
Habilitanden/die Habilitandin bedürfen der Schrift-
form, dies gilt insbesondere für belastende Ent-
scheidungen und Fristenregelungen. Diese sind zu 
begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen. 

(5) Der Bewerber/Die Bewerberin hat das Recht auf 
Einsicht in den gesamten Habilitationsvorgang, ein-
schließlich der anonymisierten Gutachten und Stel-
lungnahmen. Die Akteneinsicht erfolgt in den Räu-
men des Dekanats. 

(6) Die Präsidenten/Präsidentinnen der Humboldt-
Universität zu Berlin und der Freien Universität Ber-
lin sind über das Habilitationsverfahren zu unterrich-
ten. 

(7) Der Fakultätsrat erarbeitet und beschließt die Ver-
fahrensregelung. 

 
§ 13 

Besonderes Verfahren 
 
Wissenschaftler/Wissenschaftlerinnen, die den akademi-
schen Grad des Dr. sc. und die Facultas docendi erworben 
hatten, können bei der Charité - Universitätsmedizin Berlin 
die Anerkennung beider Leistungen als zum Zeitpunkt ihrer 
Erbringung als habilitationsgleichwertige Leistungen gemäß 
Art. 37, Abs. 1, Satz 3 Einigungsvertrag beantragen. Über 
den Antrag entscheidet der Fakultätsrat. 
 

§ 14 
Übergangsregelungen 

 
Habilitanden/Habilitandinnen, deren Habilitationsverfahren 
vor Inkrafttreten dieser Habilitationsordnung eröffnet wurde, 
können das Habilitationsverfahren nach der zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Ordnung abschließen. 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Die Habilitationsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Charité in Kraft. 
 
Mit dem Inkrafttreten dieser Ordnung tritt die Habilitations-
ordnung der Medizinischen Fakultät der Charité - Universi-
tätsmedizin Berlin (HabOMed) vom 10. Januar 2005 
(Amtsblatt der Freien Universität Berlin Nr. 19/2005 und 
Amtsblatt der Humboldt-Universität zu Berlin Nr. 15/2005) 
außer Kraft. 
 
Berlin, den 02.11.2009 
 
Die Dekanin 
Prof. Dr. Annette Grüters-Kieslich 
 


